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Höhe des Essensgeldes für Zivildienstleistende 
(Nachfrage zu Bundestagsdrucksache 16/770) 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die FDP-Fraktion fragte bereits in einer Kleinen Anfrage (Bundestagsdruck- 
sache 16/625) nach der Auffassung der Bundesregierung zur Flöhe des Essens- 
geldes für Zivildienstleistende. Hintergrund ist, dass das Höchstgericht (VfGH) 
in Österreich in einem Urteil vom November 2005 festgelegt hat, dass das Ver- 
pflegungsgeld für Zivildiener in Österreich in Höhe von rund 6 Euro pro Tag 
deutlich zu niedrig ist. Als Bezugsgröße für die Angemessenheit der Verpfle- 
gung legte der VfGH eine Spanne zwischen 11,26 Euro/Tag und 13,60 Euro/ 
Tag fest. Das zuständige Innenministerium in Österreich legte daraufhin den 
auszuzahlenden Verpflegungsgeldsatz auf 13,60 Euro/Tag fest. 

Das Verpflegungsgeld in Österreich wird ebenso wie in Deutschland nur dann 
ausgezahlt, wenn die Einsatzstelle selbst keine Verpflegung stellt oder der 
Anspruchsberechtigte sich z. B. im Urlaub befindet. Der Satz von 13,60 Euro/ 
Tag liegt deutlich über dem in Deutschland gezahlten einfachen Verpflegungs- 
geldsatz in Höhe von 3,60 Euro/Tag. Kann der Zivildienstleistende nicht an der 
Verpflegung für einen gesamten Tag teilnehmen, wird der doppelte Verpfie- 
gungsgeldsatz in Höhe von 7,20 Euro/Tag in Anrechnung gebracht. Beide 
Sätze liegen deutlich unter dem Satz von 13,60 Euro, den das Höchstgericht 
(VfGH) in Österreich für eine angemessene Verpflegung als notwendig erach- 
tet. 

Da die Höhe des Essensgeldes für Zivildienstleistende auf dem Wert, der für 
Wehrpflichtige vorgesehen ist, beruht, muss bei einer Betrachtung die aktuelle 
Entwicklung bei der Bundeswehr berücksichtigt werden, ln der Zeitschrift 
„aktuell - Zeitung für die Bundeswehr“ (Nr. 5 vom 6. Februar 2006) führte die 
Leiterin der Abteilung Wehrverwaltung, Alice Greyer-Wieninger, im Interview 
zum Thema Verpflegung aus: 

„Bisher haben wir für die Verpflegung nur die Kosten berechnet, die die Bun- 
deswehr selbst für die Beschaffung der Lebensmittel aufwendet, nämlich 
3,60 Euro. [Diese Kosten entsprechen exakt dem einfachen Verpflegungsgeld- 
satz für Zivildienstleistende und Wehrpflichtige.] Die tatsächlichen Herstel- 
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lungskosten sind aber wesentlich höher, weil auch Kosten für Personal, In- 
frastruktur und Energie anfallen.“ Hiermit wird begründet, dass zum 1. Januar 
2006 der Verpflegungsgeldsatz bei Kasemenverpflegung für Berufssoldaten 
und Zivilpersonal von bisher 3,60 Euro/Tag auf 6,76 Euro/Tag angehoben 
wurde. 

Gemäß der Sachbezugs Verordnung der Bundeswehr setzen sich diese 6,76 Euro/ 
Tag aus 1,48 Euro für das Frühstück sowie jeweils 2,64 Euro für das Mittag- 
und Abendessen zusammen. 

Für Zivildienstleistende beträgt der einfache Verpflegungsgeldsatz 3,60 Euro/ 
Tag. Dieser setzt sich aus 1,10 Euro für das Frühstück, 1,35 Euro für das 
Mittagessen sowie 1,15 Euro für das Abendessen zusammen. Dies bedeutet, 
dass - theoretisch betrachtet - ein Zivildienstleistender selbst bei Zugrunde- 
legung des doppelten Verpflegungsgeldsatzes von 2,30 Euro (2 x 1,15 Euro) 
hierfür nicht einmal ein Abendessen in der Großküche einer Kaserne erwerben 
körmte, welches einen Wert von 2,64 Euro hat. 

Der doppelte Verpflegungsgeldsatz in Höhe von 7,20 Euro wird ausschließlich 
ausgezahlt, um die erhöhten Einkaufskosten von Lebensmitteln abzudecken, da 
davon auszugehen ist, dass ein Großabnehmer wie z. B. die Bundeswehr sehr 
viel geringere Marktpreise für den Erwerb von Lebensmitteln bezahlen muss. 
Der Satz beinhaltet auch nach Auffassung der Bundesregierung keinerlei Zu- 
bereitungskosten. Die Zubereitungskosten inklusive Energie etc. für Kasemen- 
verpflegung veranschlagt die Bundesregierang mit 3,16 Euro/Tag (siehe Inter- 
view mit Alice Greyer-Wieninger). Auch hierbei ist zu berücksichtigen, dass die 
Zubereitungskosten für Kasemenverpflegung weit unterhalb anderer Küchen 
liegen, da z. B. der Faktor Raummiete anders zu bewerten ist und ein Gewinn 
nicht erwirtschaftet wird. Es muss also davon ausgegangen werden, dass für 
einen Zivildienstleistenden, dessen Dienststelle gemäß dem Abschnitt F 6 Nr. 2 
des Leitfadens für den Zivildienst von der Verpflegungsbereitstellung befreit ist, 
z. B. weil diese keine eigene Kantine hat, mindestens einen Satz in Höhe von 
10,36 Euro/Tag (7,20 Euro/Lebensmittel + 3,16 Euro/Zubereitung) benötigt, um 
Verpflegung zu erwerben. Realistisch betrachtet ist bei den Zubereitungskosten 
ebenfalls der doppelte Satz zu berücksichtigen, was einem Verpflegungsgeld- 
tagessatz von 13,52 Euro (7,20 Euro/Lebensmittel + 6,32 Euro/Zubereitung) 
bedeutet. Auch der VfGH in Österreich sah eine Spanne zwischen 11,26 Euro/ 
Tag und 1 3 ,60 Euro/Tag für die Verpflegung der Zivildiener vor. Der Betrag von 
13,52 Euro trifft fast punktgenau den Ansatz von 13,60 Euro/Tag, der für Zivil- 
diener in Österreich angesetzt wurde. 


1 . Wie gelangt die Bundesregierung zu der Auffassung „Der Erwerb zuberei- 
teter Verpflegung ist für Grundwehrdienstleistende und Zivildienstleistende 
in Deutschland nicht vorgesehen.“ (siehe Antwort zu Frage 1 auf Bundes- 
tagsdracksache 16/770), obwohl gerade dieser Fall notwendig ist, wenn die 
Dienststelle des Zivildienstleistenden gemäß dem Abschnitt F 6 Nr. 2 des 
Leitfadens für den Zivildienst von der Verpflegungsbereitstellung befreit 
ist, weil diese z. B. keine eigene Kantine hat? 

Die zitierte Antwort der Bundesregiening entspricht der in Deutschland gelten- 
den Rechtslage (§ 3 Abs. 2 Wehrsoldgesetz i. V. m. §§ 35 Abs. 1,31 Zivildienst- 
gesetz): 

Zivildienstleistenden/Grundwehrdienstleistenden soll mit dem ausgezahlten 
Verpflegungsgeld die Möglichkeit eröffnet werden, sich Lebensmittel zu be- 
schaffen, um sich dann durch selbst zubereitete Mahlzeiten zu versorgen. Ein 
Restaurantbesuch oder die Beschaffung bereits zubereiteter (Teil-)Mahlzeiten 
soll mit dem Verpflegungsgeld nicht finanziert werden. Der derzeitige geldwerte 
Verpflegungssatz in Höhe von 3,60 Euro (einfach) bzw. 7,20 Euro (doppelt) ist 
ein Naturalwertansatz (d. h., ohne Regie- und Overheadkosten). 

Zivildienstleistende suchen sich in der Regel ihre Dienststelle vor Beginn des 
Zivildienstes selbst aus; dabei erkunden sie auch die Gesamtsituation der 
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Dienststelle, wie z. B. Entfernung zum Heimatort, Möglichkeiten der Bereitstel- 
lung von Verpflegung u. v. a. m. Falls die Verpflegungssituation nicht den Wün- 
schen von Zivildienstpflichtigen entspricht, so haben sie die Möglichkeit, sich 
eine andere, für sie genehmere Dienststelle zu suchen. 


2. Wie sollte nach Auffassung der Bundesregierung ein Zivildienstleistender, 
dessen Dienststelle von Verpflegungsbereitstellung befreit ist, zu einer war- 
men Mahlzeit gelangen, wenn der „Erwerb zubereiteter Verpflegung nicht 
vorgesehen ist“? 

Zivildienstleistende haben bei der Auswahl ihrer künftigen Dienststelle die 
Möglichkeit, vor Beginn des Zivildienstes auch die für sie günstigste Verpfle- 
gungssituation in ihre Überlegungen mit einzubeziehen und eine ihren Vorstel- 
lungen entsprechende Dienststelle für ihre Einberufung zu benennen. Der weit- 
aus größte Teil der Zivildienstleistenden/Grundwehrdienstleistenden wird hei- 
matnah einberufen (gängige Einberufungspraxis). Die nunmehr 45-jährigen Er- 
fahrungen im Zivildienst zeigen, dass die Zivildienstleistenden sich in aller 
Regel am Wohnort der Eltern aufhalten und sich auch dort verpflegen bzw. ver- 
pflegt werden. Es besteht somit durchaus die Möglichkeit, zu einer „warmen 
Mahlzeit“ zu gelangen. 


3. Wie begründet die Bundesregierung ihre Auffassung (siehe Antwort zu 
Frage 3 auf Bundestagsdrucksache 16/770), dass die Höhe des Essensgel- 
des für Zivildienstleistende „keinen Zuschuss“ zum Erwerb von Mahlzeiten 
darstellt, wenn es z. B. einem Zivildienstleistenden in der Theorie noch 
nicht einmal möglich ist, die Abendverpflegung zu Herstellungskosten 
(2,64 Euro) in der Großküche einer Kaserne von dem ihm ausgezahlten an- 
teiligen Essensgeld für die Abendverpflegung (2,30 Euro) zu erwerben, 
wenn die Dienststelle des Zivildienstleistenden, z. B. aufgrund einer nicht 
vorhandenen Kantine, von der Verpflegungsbereitstellung befreit ist? 

Nach der deutschen Rechtslage ist das Verpflegungsgeld kein Zuschuss zum Er- 
werb zubereiteter Mahlzeiten, sondern der Durchschnittsbetrag, den die Dienst- 
stellen durch die Befreiung Dienstleistender von der Gemeinschaftsverpflegung 
an Beschaffungskosten einsparen. 


4. Welche Indikatoren (siehe Antwort zu Frage 3 auf Bundestagsdrucksache 
16/770) führten zu einer Nichtanhebung des Essensgeldes für Zivildienst- 
leistende seit dem 1. Juli 2003? 

Bitte die genaue Zusammensetzung des Indikators für jedes Jahr angeben. 

Für die Festsetzung des Verpflegungsgeldes sind die Indikatoren, auf deren 
Grundlage die Bereitstellung der Trappenverpflegung bei der Bundeswehr kal- 
kuliert wird, maßgebend (§ 3 Abs. 2 Wehrsoldgesetz). 


5. Ist der Bundesregierung bekannt, dass im Gegensatz zu ihrer Auffassung 
(siehe Antwort zu Frage 1 auf Bundestagsdrucksache 16/770) auch in 
Österreich der Grundsatz der Naturalverpflegung eingeführt wurde, und 
trotzdem eine Essensgeld in Höhe von 13,60 Euro/Tag als notwendig erach- 
tet wird? 

Der Bundesregierung ist die trotz der Verwendung ähnlicher Begriffe andere 
Rechtslage in Österreich bekannt. 
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Grundwehrdienst und Zivildienst in der Bundesrepublik Deutschland werden 
auf der Grundlage bundesgesetzlicher Regelungen durchgeführt. 

Eine Berücksichtigung der Herstellungskosten bei der Bemessung des Verpfle- 
gungsgeldes könnte nur im Wege einer Änderung des Wehrsoldgesetzes erfol- 
gen. Die Tatsache, dass über die Verpflegungsregelung fast keine Beschwerden 
geführt werden, zeigt aber, dass es sich um eine Regelung handelt, mit der der 
betroffene Personenkreis grundsätzlich zufrieden ist. 
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